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I. Diskriminieren Sie Teilzeit-
kräfte? Oder vielleicht Be-
schäftigte wegen ihres Ge-
schlechtes? 

 
Diese Fragen stellen sich nach der aktuellen Ent-
scheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 
05.12.2024 unter dem Aktenzeichen 8 AZR 370/20. 
Das Bundesarbeitsgericht hat darin eine tarifver-
tragliche Regelung zu Überstundenzuschlägen ge-
kippt, die die Zahlung von Überstundenzuschlägen 
an das Überschreiten der monatlichen Arbeitszeit 
eines Vollzeitbeschäftigten koppelt. 
Geklagt hatte eine Frau, die als Teilzeitkraft mit ei-
nem Beschäftigungsumfang von 40 vH in der Pflege 
in einem Dialyse- und Nierentransplantationszent-
rum zahlreiche Mehrarbeitsstunden erarbeitet 
hatte. Das Arbeitsverhältnis unterlag einem Tarif-
vertrag. Dieser sieht den Anspruch auf Überstun-
denzuschlag, der im konkreten Manteltarifvertrag 
auch als Zeitgutschrift ins Arbeitszeitkonto ge-
bucht werden konnte, nur dann vor, wenn die An-
zahl geleisteter Stunden die kalendermonatliche 
Arbeit eines Vollzeitbeschäftigten überschreitet. 
Der 8. Senat (das ist für die weiteren Ausführungen 
wichtig) des Bundesarbeitsgerichts gab der Kläge-
rin Recht. Sie erhielt die von ihr beantragte Zeitgut-
schrift für Überstundenzuschläge sowie eine Ent-
schädigung nach § 15 Abs. 2 AGG i.H.v. 250,00 
Euro. 
In der Pressemitteilung stellt der 8. Senat klar, dass 
eine tarifvertragliche Regelung teilzeitbeschäftigte 
Arbeitnehmer wegen der Teilzeit schlechter stellt 
als vergleichbare Vollzeitbeschäftigte, wenn diese 
unabhängig von der individuellen Arbeitszeit für 
Überstundenzuschläge das Überschreiten der re-
gelmäßigen Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten 
voraussetzt. Sie verstößt damit gegen das Verbot 
der Diskriminierung Teilzeitbeschäftigter aus § 4 
Abs. 1 TzBfG. Weiterhin sah das Bundesarbeitsge-
richt die Klägerin durch die Anwendung der tarifver-
traglichen Überstundenregelung auch mittelbar 
wegen ihres Geschlechts benachteiligt. Der Frau-
enanteil bei Teilzeitbeschäftigten betrug beim Be-
klagten Arbeitgeber rund 90 v.H.  

II. Die Konsequenzen der Ent-
scheidung im Einzelnen 

1.1. Übertragbarkeit der Entscheidung auf 
die Tarifwelt des TVöD/TV-L/TV-Ärzte und der 
AVR-Caritas? 

Nun erging die Entscheidung nicht zu den Tarifver-
trägen des öffentlichen Dienstes. Bevor wir die ein-
gangs aufgeworfenen Fragen beantworten können, 
ob und wann die Gefahr der Diskriminierung von 
Teilzeitbeschäftigten oder wegen des Geschlechts 
besteht, gilt es zu klären, ob die aktuelle Entschei-
dung des 8. Senats auf die Tarifwerke des öffentli-
chen Dienstes (TVöD/TV-L/TV Ärzte) bzw. die AVR 
Caritas übertragbar ist. 
 

1.2. Überstunden und Mehrarbeit im öffent-
lichen Dienst und bei der Caritas? 

Dazu ein systematischer Blick auf die Thematik der 
Überstunde im Bereich der Tarifwerke des öffentli-
chen Dienstes und der AVR-Caritas, hier exempla-
risch anhand der Regelung des § 7 Abs. 7 TVöD/TV-
L bzw. der Anlagen 30-33 der AVR-Caritas. Die Re-
gelungen definieren die Überstunde wie folgt: 
 
„Überstunden sind die auf Anordnung des Arbeit-
gebers geleisteten Arbeitsstunden, die über die im 
Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit von Vollbe-
schäftigten (§ 6 Abs. 1 Satz 1) für die Woche dienst-
planmäßig bzw. betriebsüblich festgesetzten Ar-
beitsstunden hinausgehen und nicht bis zum Ende 
der folgenden Kalenderwoche ausgeglichen wer-
den.“ 
 
Bei Vorliegen aller in der Norm genannten Voraus-
setzungen besteht Anspruch auf Zahlung eines 
Überstundenzuschlags. 
 
Anders die Situation bei Teilzeitbeschäftigten:  
 
Leisten diese Arbeitsstunden über die arbeitsver-
traglich vereinbarte Arbeitszeitdauer hinaus bis zur 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von Voll-
beschäftigten, handelt es sich um Mehrarbeit im 
Sinne des § 7 Abs. 6 TVöD/TV-L. Für Mehrarbeit se-
hen die Tarifverträge des öffentlichen Dienstes die 
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Zahlung eines Zuschlags nicht vor. Entsprechen-
des gilt für die AVR-Caritas.  
 
Alles in allem also eine auf den ersten Blick ähnli-
che Tarifsituation wie im vom 8. Senat des BAG am 
05.12.2024 entschiedenen Sachverhalt. Wichtig 
jedoch, schon an dieser Stelle darauf hinzuweisen, 
dass der Manteltarifvertrag in der aktuellen Ent-
scheidung keine Definition von Mehrarbeit enthielt. 
  
Zurück zur Ausgangsfrage:  
Handelt es sich bei der Nichtgewährung eines Zu-
schlags für Mehrarbeit um eine unzulässige Diskri-
minierung von Teilzeitbeschäftigten und mittelbar 
auch wegen des Geschlechts? 
 

1.3. Bisherige BAG-Rechtsprechung zu Über-
stundenvergütung von Teilzeitkräften im öf-
fentlichen Dienst bzw. bei der Caritas 

Die Frage ist auch im Bereich des TVöD/TV-L/AVR-
Caritas nicht neu. Vielmehr muss bei genauer Be-
trachtung festgestellt werden, dass die Abgren-
zung der zuschlagspflichtigen Überstunde von der 
zuschlagsfreien Mehrarbeit bzw. die Zulässigkeit 
von deren unterschiedlichen Behandlung im TVöD, 
TV-L, dem TV-Ärzte und der AVR-Caritas seit Jahren 
Gegenstand innerbetrieblicher Diskussionen ist. 
Ebenso lange beschäftigt sie die Gerichte.  
 
Mit den Entscheidungen des 6. Senats des Bun-
desarbeitsgerichts vom 15.10.2021 schien die The-
matik geklärt zu sein (BAG v. 15.10.2021 – 6 AZR 
253/19, 6 AZR 254/19, 6 AZR 332/19, s. auch unser 
WSW RechtKompakt Nr. 17 vom 18.10.2021). Die 
Entscheidungen ergingen zum TVöD-K und lassen 
sich aufgrund der wortgleichen Formulierungen 
bzw. deckungsgleichen Systematik auch auf den 
TV-L, den TV-Ärzte und die Regelungen der AVR-
Caritas übertragen.   
 
Zur Erinnerung die seinerzeit wesentlichen Aussa-
gen des BAG in den voran genannten Entscheidun-
gen: 
 

a. Zuschlagsfreie Mehrarbeit nicht teilzeitdis-
kriminierend 
Die tariflichen Regelungen des TVöD zur zu-
schlagsfreien Mehrarbeit von Teilzeitkräften 

sind wirksam. Eine Diskriminierung von Teil-
zeitbeschäftigten liegt nach Ansicht des 6. 
Senats nicht vor. Diese sei lediglich dann an-
zunehmen, wenn im wesentlichen gleiche 
Personengruppen ungleich behandelt wer-
den. Die im Tarifwerk enthaltenen eigenstän-
digen Regelungen zur Vergütung von Teilzeit-
beschäftigten unterscheiden sich nach An-
sicht des 6. Senats jedoch so sehr von den 
Regelungen der Vollzeitbeschäftigten, dass 
eine Vergleichbarkeit beider Beschäftigten-
gruppen (Vollzeitkräfte und Teilzeitkräfte) 
nicht gegeben ist. Entsprechend sei der An-
wendungsbereich für das Diskriminierungs-
verbot aus § 4 Abs. 1 TzBfG nicht eröffnet.  
 
Der 6. Senat des BAG begründet die Unter-
schiedlichkeit der Systeme von Vollzeit- und 
Teilzeitbeschäftigten unter anderem damit, 
dass Teilzeitbeschäftigte anders als Vollzeit-
beschäftigte nur mit ihrem Einverständnis 
zur Leistung von Mehrarbeit herangezogen 
werden können. Außerdem würden Teilzeit-
beschäftigte, die vergütungspflichtige Mehr-
arbeit erbringen, durch die tariflichen Rege-
lungen teilweise sogar bessergestellt als 
Vollzeitkräfte, die zuschlagspflichtige Über-
stunden leisten. Schließlich sei, so das Bun-
desarbeitsgericht, das Stundenentgelt bei 
Überstunden von Vollzeitkräften auf die 
Stufe 4 der individuellen Entgeltgruppe gede-
ckelt (siehe z.B. Protokollerklärung zu § 8 
Abs. 1 S. 1 TVöD-K), auch wenn der Beschäf-
tigte sich in der Stufe 5 oder 6 seiner Entgelt-
gruppe befindet. Bei Teilzeitbeschäftigten 
und von diesen geleisteten Mehrarbeitsstun-
den greife diese Deckelung, insofern Teilzeit-
beschäftigte begünstigend, nicht.  
 

b. Keine Geschlechterdiskriminierung 
In sich konsequent lehnt das BAG an-
schließend auch eine Geschlechter-
diskriminierung im Sinne von den §§ 1, 
3 Abs. 2, 7 AGG ab. Ein Vergleich zwi-
schen Vollzeit- und Teilzeitkräften ver-
biete sich aus den voran genannten 
Gründen. Innerhalb der Vergleichs-
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gruppe der Teilzeitbeschäftigten fände 
keine unterschiedliche Behandlung 
und damit auch keine Geschlechter-
diskriminierung statt.  
 

c. Sonderreglung zu Überstunden bei 
Schicht/Wechselschicht unwirksam 
Weiterhin besiegelte das BAG das 
Ende der Sonderdefinition für Über-
stunden bei Schicht- und Wechsel-
schichtarbeit.  Die Frage, ob eine Ar-
beitsstunde eine zuschlagspflichtige 
Überstunde ist, beantwortet sich nach 
BAG ausschließlich nach § 7 Abs. 7 
TVöD/TV-L. Die Sonderregelung für 
Mitarbeiter in Schicht-/Wechsel-
schichtarbeit aus § 7 Abs. 8 TVöD/TV-L 
und den entsprechenden Regelungen 
aus den Anlagen 30-33 AVR-Caritas ist 
wegen Verstoßes gegen das Gebot der 
Normenklarheit unwirksam. An der 
vorhergehenden Rechtsprechung zu 
dieser unverständlich formulierten 
Sondernorm hielt das BAG nicht länger 
fest (siehe Entscheidungen v. 
25.04.2013 – 6 AZR 800/11 und 
23.03.2017 – 6 AZR 161/16).  
 

Damit wird deutlich, dass die aktuell vom 8. Senat 
mit der Entscheidung vom 05.12.2024 angespro-
chenen kritischen Punkte der Teilzeit- und Ge-
schlechterdiskriminierung durch den 6. Senat und 
seine Entscheidungen vom 15.10.2021 für den 
TVöD und die Tarifwerke mit gleichlautenden Rege-
lungen eigentlich bereits geklärt waren.   
 
Dies könnte zu der Idee verleiten, Teilzeitbeschäf-
tigten, die nun durch die Entscheidung des 8. Se-
nats aus Dezember 2024 veranlasst gegenüber ih-
ren Arbeitgebern Forderungen nach Überstunden-
zuschlägen geltend machen, schlicht die unmittel-
bar einschlägigen Entscheidungen des 6. Senats 
des BAG aus 2021 anspruchsabweisend entgegen-
zuhalten. Doch hat diese noch Bestand?  
 

1.4. Verhältnis der BAG-Rechtsprechung vom 
8. und 6. Senat zueinander? 

Womit wir bei der nächsten Frage wären: Wie ver-
halten sich die divergierenden Entscheidungen der 
beiden BAG-Senate zueinander?  
 
Ganz klar festgestellt werden kann, dass nur die 
Entscheidungen des 6. Senats aus 2021 unmittel-
bar für die Tarifwerke des öffentlichen Dienstes 
und die AVR-Caritas einschlägig sind. Wie einlei-
tend erläutert, erging die Entscheidung des 8. Se-
nates vom 05.12.2024 zu einem anderen, wenn 
auch ähnlich gelagerten Tarifvertrag. Insofern ist 
der Verweis auf die für den TVöD/TV-L/TV-Ärzte und 
die AVR-Caritas einschlägigen und rechtskräftigen 
Entscheidungen aus 2021 grundsätzlich zulässig.  
 

1.5. Seit der Entscheidung des 6. Senats in 
2021 ergangene neue EuGH-Rechtsprechung 

Beachtet werden muss jedoch, dass seit der BAG-
Entscheidung des 6. Senats zum TVöD-K aus 2021 
neue Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofs (nachfolgend: EuGH) zu den streitentschei-
denden Fragen der Teilzeit- und Geschlechterdis-
kriminierung im Kontext der Überstundendiskus-
sion ergangen ist. Ebenjener 8. Senat hatte vor sei-
ner Entscheidung vom 05.12.2024 die entschei-
dungserheblichen Rechtsfragen dem EuGH vorge-
legt.  
 
Prüfungsmaßstab des EuGH war dabei § 4 Nr. 1 der 
Rahmenvereinbarung über Teilzeitarbeit als spezi-
fischer Ausdruck des allgemeinen Gleichheitssat-
zes, der zu den tragenden Grundsätzen des Uni-
onsrechts gehört. § 4 Nr. 1 der Rahmenvereinba-
rung besagt, dass Teilzeitbeschäftigte in ihren Be-
schäftigungsbedingungen gegenüber vergleichba-
ren Vollzeitbeschäftigten nicht nur deswegen 
schlechter gestellt werden dürfen, weil sie teilzeit-
beschäftigt sind, es sei denn die unterschiedliche 
Behandlung ist aus objektiven Gründen gerechtfer-
tigt. Der EuGH bejahte im Falle der Pflegerin des 
Dialyse- und Transplantationszentrums sowohl 
eine unzulässig schlechtere Behandlung von Teil-
zeitbeschäftigten als auch eine mittelbare Diskri-
minierung aufgrund des Geschlechts (EuGH, Urteil 
vom 29.07.2024 – C-184/22 und C-185/22) mit 
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folgender Argumentation:  
 
Vollzeit- und Teilzeitkräfte seien in diesem konkre-
ten Fall – auch weil die Parteien im Prozess nichts 
anderes behaupteten – vergleichbar und würden 
unzulässig unterschiedlich behandelt.   
 
Auch die Frage, ob es nicht legitimes Ziel einer Ta-
rifregelung sein könne, bis zu dem Arbeitszeitkon-
tingent eines Vollzeitbeschäftigten Vollzeit- und 
Teilzeitkräfte identisch zu vergüten (alle erhalten 
bis zur z.B. 39. Stunde/Woche das gleiche Entgelt), 
um so eine Schlechterstellung von Vollzeitbe-
schäftigten gegenüber Teilzeitbeschäftigten zu ver-
hindern, wurde vom EuGH beleuchtet.   
 
Der Idee der Schlechterstellung von Vollzeitkräften 
liegt dabei folgende Überlegung zugrunde: Würde 
man Teilzeitkräften bereits – unter Annahme, dass 
die übrigen Anspruchsvoraussetzungen vorliegen – 
einen Überstundenzuschlag zusprechen für die al-
lererste Arbeitsstunde, die über die vereinbarte 
Teilzeit hinausgeht, würde dies zu einer besseren, 
weil bezuschlagten Vergütung von Stunden führen, 
die ein Vollzeitbeschäftigter regelmäßig im Rah-
men seines Vollzeitvolumens leistet und nur mit 
seiner regulären Stundenvergütung entlohnt be-
kommt.  
 
Der EuGH konnte in dem skizzierten Gedanken al-
lerdings keine Schlechterstellung von Vollzeitbe-
schäftigten erkennen. Vielmehr würden beide Be-
schäftigtengruppen in Anwendung des grundsätz-
lich zu beachtenden pro-rata-temporis-Grundsat-
zes (Grundsatz der zeitanteiligen Vergütung) 
gleichgestellt. Beide erhalten bei Überschreiten ih-
rer individuellen Arbeitszeit ab der ersten Stunde 
eine erhöhte, weil bezuschlagte Vergütung. Dies 
sei geboten. Außerdem, so der EuGH, würde die 
Koppelung der Überstundenvergütung an das 
Überschreiten des Arbeitszeitkontingents von Voll-
zeitbeschäftigten den Arbeitgeber verleiten, für an-
fallende zusätzliche Arbeit zuerst die Teilzeitkräfte 
heranzuziehen, um so Zuschläge zu vermeiden. 
 
Abschließend befasst sich der EuGH mit der Frage 
der mittelbaren Geschlechterdiskriminierung und 
bejaht auch diese. Entscheidend sei, dass von der 
unzulässigen, weil im konkreten Fall teilzeitdiskri-
minierenden Regelung ein signifikant höherer 

Anteil von Personen weiblichen Geschlechts als 
Personen männlichen Geschlechts betroffen ist. 
Dies war im Ausgangsfall, wie eingangs dargestellt, 
gegeben. Dass auch bei der Gesamtbeschäftigten-
zahl des beklagten Zentrums der Anteil von Perso-
nen weiblichen Geschlechts überwiegt, wurde 
nicht thematisiert.   
 

1.6. Einfluss der neuen EuGH-Rechtspre-
chung auf die BAG-Entscheidung des 6. Senats 
aus 2021 zum TVöD-K? 

Was bedeutet nun aber diese EuGH-Rechtspre-
chung für die des 6. Senates aus 2021? Hat diese 
weiter bestand oder müsste auch der 6. Senat des 
Bundesarbeitsgerichts aufgrund der dargestellten 
EuGH-Rechtsprechung zukünftig anders entschei-
den? Diese Frage ist nicht einfach zu beantworten.  
 

a. Die Frage nach der Vergleichbarkeit von 
Vollzeit- und Teilzeitkräften 
Schaut man sich die Urteilsbegründung 
des 6. Senats aus 2021 zum TVöD-K noch 
einmal genauer an, wird deutlich, dass die 
Ansprüche der in teilzeitbeschäftigten Klä-
gerin seinerzeit deshalb zurückgewiesen 
wurden, weil das Gericht die Vergleichbar-
keit von Teilzeitkräften und Vollzeitkräften 
im Vergütungssystem des TVöD als nicht 
gegeben angesehen hat (siehe diesbezüg-
lich auch die Begründung zur Entscheidung 
über die Nichtigkeitsklage des 6. Senats 
vom 28.07.2022 – 6 AZR 24/22). Diese Ver-
gleichbarkeit ist aber – wie bereits festge-
stellt – Voraussetzung für den Einstieg in 
die Prüfung eines Verstoßes tariflicher Re-
gelungen gegen § 4 Nr. 1 der Richtlinie, den 
allgemeinen arbeitsrechtlichen Gleichbe-
handlungsgrundsatz, das Diskriminie-
rungsverbot aus § 4 TzBfG und das AGG. 
  
Liegt das BAG im Lichte der neuen EuGH-
Rechtsprechung mit der Annahme der 
nicht gegebenen Vergleichbarkeit zwischen 
Teilzeitbeschäftigten und Vollzeitkräften, 
im TVöD und damit auch TV-L bzw. der AVR-
Caritas möglicherweise falsch?   
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Die Frage, ob bestimmte Arbeitneh-
mergruppen sich in vergleichbaren Situati-
onen befinden, ist jedoch allein Sache der 
nationalen Gerichte, also des BAG (vgl. z.B. 
EuGH v. 30. Juni 2022 – C-192/21, BAG v. 
28.07.2022 – 6 AZR 24/22).   
 

b. Kriterien zur Feststellung der Vergleich-
barkeit 
Die Kriterien allerdings, die bei der Beur-
teilung der Vergleichbarkeit heranzuzie-
hen sind, ergeben sich aus europäischem 
Recht, dort unter anderem § 3 Nr. 2 der 
Rahmenvereinbarung über Teilzeitarbeit. 
Dessen Auslegung ist Sache des EuGH. 
Und so hat der EuGH sich sowohl in der 
Vorlagesache der Pflegekraft im Dialyse- 
und Nierentransplantationszentrum als 
auch in einer weiteren Entscheidung aus 
2023 präzisierend zu den Kriterien der 
Vergleichbarkeit geäußert (EuGH v. 
29.07.2024 – C-184/22 und C-185/22; 
19.10.2023 - C‑660/20). Danach sind für 
die Beurteilung, ob Arbeitnehmer die glei-
che oder eine ähnliche Arbeit verrichten, 
zu prüfen, ob diese Arbeitnehmer unter 
Zugrundelegung einer Gesamtheit von 
Faktoren wie Art der Arbeit, Ausbildungs-
anforderungen und Arbeitsbedingungen 
als in einer vergleichbaren Situation ange-
sehen werden können. Der EuGH führt in 
seiner Entscheidung vom 19.10.2023, 
Lufthansa CityLine, C‑660/209 weiter 
aus:  
 
„Was die Vergleichbarkeit der Situation 
der […] vollzeitbeschäftigten und der […] 
teilzeitbeschäftigten Flugzeugführer be-
trifft, ist nach ständiger Rechtsprechung 
für die Beurteilung, ob Arbeitnehmer die 
gleiche oder eine ähnliche Arbeit im Sinne 
der Rahmenvereinbarung verrichten[…] 
zu prüfen, ob diese Arbeitnehmer unter 
Zugrundelegung einer Gesamtheit von 
Faktoren wie Art der Arbeit, Ausbildungs-
anforderungen und Arbeitsbedingungen 
als in einer vergleichbaren Situation 

befindlich angesehen werden können.
  
Nehmen die teilzeitbeschäftigten Arbeit-
nehmer während der Zeit ihrer Beschäfti-
gung erwiesenermaßen die gleichen Auf-
gaben wahr wie die beim selben Arbeitge-
ber vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer 
oder bekleiden sie die gleiche Arbeits-
stelle wie diese, ist grundsätzlich davon 
auszugehen, dass die Situation beider Ar-
beitnehmerkategorien vergleichbar ist.“ 
  
Dieser Maßstab ist für die nationalen Ge-
richte bindend. Nochmals zur Wiederho-
lung: Der 6. Senat des BAG hat in seiner 
Entscheidung zum TVöD-K aus 2021 die 
Vergleichbarkeit abgelehnt, mit der Be-
gründung, dass die Tarifvertragsparteien 
des TVöD bezüglich Überstunden und 
Mehrarbeit für Vollzeitkräfte und Teilzeit-
kräfte so unterschiedliche Regelungen 
getroffen haben, dass eine Vergleichbar-
keit nicht anzunehmen ist.   
 
Nun hat der EuGH anerkannt, dass auch 
die Vergütungsbedingungen Teil der Ar-
beitsbedingungen sind, die zur Bewer-
tung der Vergleichbarkeit herangezogen 
werden können. Sie sind jedoch nur ein 
Teilaspekt. Zu den durch den EuGH aufge-
stellten und zur Feststellung der Ver-
gleichbarkeit vorrangig heranzuziehen-
den Kriterien, nämlich gleiche Art der Ar-
beit, gleiche Ausbildungsanforderungen, 
gleiche Arbeitsstelle, vergleichbare Ar-
beitssituation, trifft der 6. Senat keine 
Aussage.  
 
Legt man die Vergleichbarkeitskriterien 
des EuGH zugrunde, wird wohl regelmä-
ßig von einer Vergleichbarkeit von Vollzeit- 
und Teilzeitbeschäftigten auch im TVöD, 
TV-L, TV-Ärzte und in der AVR-Caritas aus-
zugehen sein. So zieht der EuGH in einer 
weiteren Entscheidung vom 15.12.2022 - 
C‑40/20 und C‑173/20 das Fazit:  
 

https://www.wsw-kanzlei.de/
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„Wenn die befristet beschäftigten Arbeit-
nehmer während der Zeit ihrer Beschäfti-
gung erwiesenermaßen die gleichen Auf-
gaben wahrnehmen wie die vom selben 
Arbeitgeber auf unbestimmte Zeit be-
schäftigten Arbeitnehmer oder die glei-
che Arbeitsstelle wie diese bekleiden, ist 
grundsätzlich davon auszugehen, dass 
die Situation dieser beiden Arbeitneh-
merkategorien vergleichbar ist.“  
 

c. Zwischenfazit  
Wir gehen davon aus, dass der 6. Senat 
(oder ein anderer Senat) des Bundesar-
beitsgerichts, würde er eine Klage von 
Teilzeitkräften auf Überstundenzuschlag 
im Bereich der Tarifregelungen des öffent-
lichen Dienstes oder der Caritas zukünftig 
vorgelegt bekommen, im Lichte der nach 
2021 ergangenen Rechtsprechung des 
EuGH zur Vergleichbarkeit von Vollzeit-
kräften und Teilzeitkräften deren Ver-
gleichbarkeit auch in diesen Tarifwerken 
annehmen wird. Die Begründung des 6. 
Senats aus 2021 dürfte sich mit der sei-
nerzeitigen Begründung unseres Erach-
tens nicht länger halten lassen.   
 
Bei Annahme der Vergleichbarkeit von 
Vollzeit- und Teilzeitkräften wäre dann die 
Koppelung des Überstundenzuschlags an 
das Überschreiten des Arbeitszeitkontin-
gents von Vollzeitkräften eine nicht ge-
rechtfertigte Benachteiligung der Teilzeit-
kräfte. Entsprechend dürfte davon auszu-
gehen sein, dass die Gerichte sich bei 
Klagen von Teilzeitbeschäftigten auf 
Überstundenvergütung für Stunden, die 
das vereinbarte Teilzeitvolumen über-
schreiten, jedoch unterhalb der wöchent-
lichen Arbeitszeit eines vergleichbaren 
Vollzeitbeschäftigten liegen, der Ent-
scheidung des 8. Senats des Bundesar-
beitsgerichts vom 05.12.2024 anschlie-
ßen, die Klagen mithin erfolgreich sein 
werden.  

1.7. Was bedeutet dies für die betriebliche    
Praxis? 

Zuvorderst gilt: Die Entwicklung in der Rechtspre-
chung zu den Tarifverträgen des öffentlichen 
Dienstes bleibt abzuwarten. Abzuwarten bleibt 
auch, ob die Tarifvertragsparteien die aktuelle Ent-
wicklung in der Rechtsprechung zum Anlass neh-
men werden, die tariflichen Regelungen zu ändern. 
Die Gewerkschaften haben in der anstehenden Ta-
rifrunde zum TVöD bereits am 10.10.2024 Über-
stundenzuschläge für Teilzeitkräfte gefordert. 
  
Bis zu einer endgültigen Klärung der Rechtslage im 
Tarifrecht des öffentlichen Dienstes scheint fol-
gendes Vorgehen denkbar:  
 
Sollten Teilzeitbeschäftigte in der betrieblichen 
Praxis Überstundenzuschläge einfordern, gilt es in 
einem ersten Schritt genauer denn je sämtliche 
Anspruchsvoraussetzungen der Überstunde aus § 
7 Abs. 7 TVöD/TV L und der entsprechenden Rege-
lungen aus dem TV-Ärzte bzw. der AVR-Caritas zu 
prüfen. Gemeint sind hier insbesondere das Erfor-
dernis der Anordnung durch den Arbeitgeber, der 
„Ungeplantheit“ und des nicht rechtzeitigen Aus-
gleichs in der Folgewoche. 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Oftmals werden Forderungen von Teilzeitbeschäf-
tigten – je nach Arbeitszeitmodell früher oder spä-
ter – schon an diesen Kriterien scheitern. Schließ-
lich ist die Teilzeitkraft auch in einem gedachten 
Überstundenprozess darlegungs- und beweisbe-
lastet hinsichtlich sämtlicher anspruchsbegrün-
dender Voraussetzungen.  
 

Mehr zum Thema im 
WSW-Web-Seminar am 

21.01.2025 von 09:00 – 11:30 
mit Jörn Wiedmann 

https://www.wsw-kanzlei.de/
https://online.wsw-campus.de/seminare-workshops/wsw-web-seminar-diskriminieren-sie-teilzeitkraefte-am-21-01-2025-von-0900-bis-1130/?utm_campaign=Einsteiger&utm_source=Newsletter&utm_medium=email
https://online.wsw-campus.de/seminare-workshops/wsw-web-seminar-diskriminieren-sie-teilzeitkraefte-am-21-01-2025-von-0900-bis-1130/?utm_campaign=Einsteiger&utm_source=Newsletter&utm_medium=email
https://online.wsw-campus.de/seminare-workshops/wsw-web-seminar-diskriminieren-sie-teilzeitkraefte-am-21-01-2025-von-0900-bis-1130/?utm_campaign=Einsteiger&utm_source=Newsletter&utm_medium=email
https://online.wsw-campus.de/seminare-workshops/wsw-web-seminar-diskriminieren-sie-teilzeitkraefte-am-21-01-2025-von-0900-bis-1130/?utm_campaign=Einsteiger&utm_source=Newsletter&utm_medium=email
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Können Teilzeitbeschäftigte alle voran genannten 
Kriterien darlegen und fehlt es für den Anspruch 
auf Überstundenvergütung lediglich noch am dis-
kriminierungskritischen Merkmal der Überschrei-
tung der wöchentlichen Arbeitszeit eines Vollzeit-
beschäftigten, halten wir es für denkbar, den An-
spruch abzulehnen mit Verweis auf die rechtskräf-
tige Entscheidung des BAG zum TVöD-K vom 
15.10.2021. Dies gilt jedenfalls so lange neuere 
einschlägige Rechtsprechung zum TVöD oder den 
verwandten Tarifwerken nicht vorliegt. Sodann ist 
die nunmehr zu erwartende Rechtsprechung durch 
die Instanzen zu beobachten.  
 
Zu bedenken ist außerdem die tarifliche Aus-
schlussfrist. Auch wenn Teilzeitbeschäftigte in Ih-
rem Haus nicht klagen sollten, jedoch Ansprüche 
in Textform, z.B. per E-Mail geltend gemacht ha-
ben, ist die tarifliche Ausschlussfrist gehemmt. 
Entsprechend sind je nach Einrichtung bilanzielle 
Rückstellungen zu bilden. 
  

1.8. Sozialversicherungsrechtliche Aspekte 

Sollte das Bundesarbeitsgericht die Entscheidung 
des 8. Senats auch im Bereich der Tarifwerke des 
öffentlichen Dienstes bzw. der AVR-Caritas bestä-
tigen, wird dies voraussichtlich zu einer erhebli-
chen finanziellen Mehrbelastung der Arbeitgeber 
führen.  
Hinzu kommt in diesem Fall das Risiko, dass der 
Prüfdienst der Deutschen Rentenversicherung 
Bund Beitragsnachforderungen stellt.  Aufgrund 
des sozialversicherungsrechtlichen Entstehungs-
prinzips müssen auch nicht gezahlte Überstunden-
zuschläge, die nach der neuen Rechtsprechung 
beansprucht werden können, verbeitragt werden 
(„Phantomlohn“). Es kann sogar aktuell nicht völlig 
ausgeschlossen werden, dass die DRV auf der 
Grundlage der Entscheidung des 8. Senats zur 
Pflegerin im Dialyse- und Nierentransplantations-
zentrum Beitragszahlungen verlangt, obwohl diese 
Entscheidung wie dargelegt nicht unmittelbar für 
den öffentlichen Dienst einschlägig ist.  
In einem solchen Fall sollte kritisch die Einlegung 
von Rechtsmitteln gegen den Bescheid der DRV ge-
prüft werden. Gern unterstützen wir Sie hierbei! 

https://www.wsw-kanzlei.de/

